
Der Erste Beigeordnete Dr. Knauber weist darauf hin, dass die neue Entgeltordnung, die zum 01.01.2017 in 
Kraft getreten sei, bei der Ausweisung der neuen Stelle im Bereich der Finanzverwaltung nicht 
berücksichtigt worden sei. 
Insofern bitte er, einen entsprechenden abgeänderten Beschluss zu fassen und dies auch in die 
Beschlussfassung zu TOP 7.2 – Beratung des Stellenbesetzungsplanes 2017 – in der nichtöffentlichen 
Sitzung einfließen zu lassen. 
 
Die UWG-Fraktion, so Ratsherr Huth, werde dem Beschlussvorschlag der Verwaltung nicht zustimmen. 
Dieser Kostenfaktor im Haushalt sei den Bürgerinnen und Bürgern bei gleichzeitiger Anhebung der 
Grundsteuer nicht vermittelbar. Dass Personal nötig sei, wolle die UWG-Fraktion nicht infrage stellen, die 
Kosten dafür seien jedoch zu hoch. 
 
Ratsherr Wilcke erklärt, dass die CDU-Fraktion hinter dem Beschlussvorschlag stehe und ihn mittragen 
werde, da die wachsenden Aufgaben in der Verwaltung weiteres Personal erforderlich mache. 
 
Ratsherr Danz betont, dass die SPD-Fraktion dem Haushalt nicht zustimmen werde, jedoch dem 
Stellenplan. Neue Stellen seien nötig und die Forderung der Verwaltung sei begründet. 
 
Ratsherr Euskirchen führt aus, dass die FDP-Fraktion die Verwaltungsbegründung nachvollziehen könne 
und dem Beschlussvorschlag zustimmen werde. 
 
Ratsherr Schiebener stimmt den Ausführungen der Vorredner zu. Auch die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen 
halte die Begründung der Verwaltung für schlüssig und werde daher dem Beschlussvorschlag zustimmen. 
 
Der Erste Beigeordnete Dr. Knauber dankt den Fraktionen für ihre Unterstützung und äußert gegenüber 
den Bedenken der UWG-Fraktion, was die Kosten anbelange, Verständnis. Er erläutert, dass die von der 
Verwaltung aufgeführten neuen Stellen dringend nötig seien, um den Herausforderungen, die weiterhin auf 
die Verwaltung zukommen, gewachsen zu sein. Um Rheinbach weiterhin nach vorne bringen zu können, 
sei entsprechendes Personal erforderlich. Gleichzeitig habe die Stadt ja auch Stellen zur Disposition gestellt 
z. B. mit KW-Vermerk sowie mit Einsparungen im IT-Bereich. Er verweist hierzu auf den 
Personalentwicklungsbericht. 
 
Bürgermeister Raetz fügt ergänzend hinzu, dass sich die Stadt Rheinbach in den Berichten des GPA, was 
den Personalkostenanteil einer klassischen Kernverwaltung anbelange, immer im untersten Drittel zum 
Gesamthaushalt gesehen bewege. 


